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Bekanntmachung des gerichtlichen Vergleichs  
zur Beendigung des Spruchverfahrens im Zusammenhang mit dem Ausschluss 
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Lübeck 

 

ISIN DE0005508006 
 
 
Das Spruchverfahren gemäß § 327f Satz 2 AktG i.V. mit § 1 Nr. 3 SpruchG zur gerichtlichen 
Bestimmung der angemessenen Barabfindung im Zusammenhang mit dem 
Übertragungsbeschluss der außerordentlichen Hauptversammlung der Deutscher Eisenhandel 
Aktiengesellschaft (nachfolgend „DEAG“) vom 15. November 2005 wurde rechtskräftig beendet. 
Hiermit gibt die Antragsgegnerin, L. Possehl & Co. mbH, den Inhalt des durch Beschluss des 
Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts (Az. 9 Wx26/14 / 13 HKO 57/07 LG Lübeck) vom 
3. Mai 2017 festgestellten gerichtlichen Vergleichs bekannt:  
 
 

Vergleich 

 
zwischen 
 
1. der Ost-West Beteiligungs- und Grundstücksverwaltungs AG, vertreten durch den 

Vorstand, Herrn Karl-Walter Freitag, Vogelsanger Straße 104, 50823 Köln; 
 

– nachfolgend „Beschwerdeführer zu 1“ genannt – 
 

2. Herrn Karl-Walter Freitag, Vogelsanger Straße 104, 50823 Köln; 
 

– nachfolgend „Beschwerdeführer zu 2“ genannt – 
 

3. der Vereinsbrauerei Apolda AG, vertreten durch den Vorstand, Frau Karin Deger, 
Vogelsanger Straße 104, 50823 Köln; 
 

– nachfolgend „Beschwerdeführer zu 3“ genannt – 
 

4. der Actien-Brauerei Neustadt-Magdeburg AG I.L., vertreten durch den Liquidator Frau 
Karin Deger, Vogelsanger Straße 104, 50823 Köln; 

 
– nachfolgend „Beschwerdeführer zu 4“ genannt – 

 
5. der Preussische Vermögensverwaltungs AG, vertreten durch den Vorstand, Herrn Karl-

Walter Freitag, Vogelsanger Straße 104, 50823 Köln 
 

– nachfolgend „Beschwerdeführer zu 5“ genannt – 
 

– nachfolgend auch gemeinschaftlich „Beschwerdeführer“ genannt –  
 

und 
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6. der L. Possehl & Co. mbH, vertreten durch den Vorstand, die Herren Uwe Lüders, Dr.-Ing. 
Joachim Brenk, Dr. Henning von Klitzing und Mario Schreiber, Beckergrube 38 – 52, 23552 
Lübeck;  

– nachfolgend „Beschwerdegegner“ genannt –  
 

und  
 
7. Herrn Rechtsanwalt Dr. Bernd Richter als gemeinsamer Vertreter der Antragsberechtigten, 

die nicht selbst Antragsteller sind, Neuer Weg 1A, 24568 Kaltenkirchen; 
 

– nachfolgend „gemeinsamer Vertreter“ genannt –  
 

– Die Beschwerdeführer, der Beschwerdegegner und der gemeinsame Vertreter werden 
nachfolgend gemeinschaftlich „Parteien“ genannt –. 

 
 

PRÄAMBEL 
 

Die Parteien sind die Verfahrensbeteiligten des unter der Geschäftsnummer 9 W 26/14 
laufenden Beschwerdeverfahrens gemäß § 12 Abs. 1 SpruchG vor dem Oberlandesgericht 
Schleswig-Holstein (nachfolgend „Beschwerdeverfahren“ genannt). Das Beschwerdeverfahren 
richtet sich gegen den Beschluss der Kammer für Handelssachen III des Landgerichts Lübeck 
vom 19.12.2013 zum Spruchverfahren unter der Geschäftsnummer 13 O 57/07 (nachfolgend 
„Spruchverfahren“ genannt). 
 
Gegenstand des Spruchverfahrens und des Beschwerdeverfahrens ist der in der 
Hauptversammlung vom 15.11.2005 gefasste Beschluss über den Squeeze-Out der 
Minderheitsaktionäre der Deutscher Eisenhandel AG (nachfolgend „Squeeze-Out Beschluss“ 
genannt). Der Squeeze-Out Beschluss beinhaltete die Übertragung der im Streubesitz 
befindlichen Aktien der Minderheitsaktionäre an den Beschwerdegegner zu dem sich aus dem 
Gutachten der BDO Deutsche Warentreuhand Aktiengesellschaft vom 05.09.2005 ergebenden 
Aktienwert von EUR 183,70 je Aktie im Nennbetrag zu EUR 52,00. Der Squeeze-Out Beschluss 
ist am 18.04.2007 durch Eintragung in das Handelsregister der Deutscher Eisenhandel AG 
wirksam geworden.  
 
Das Landgericht Lübeck setzte mit Beschluss vom 19.12.2013 den angemessenen 
Abfindungsbetrag gem. § 327a Abs. 1 AktG auf EUR 303,70 je Stück Aktie im Nennbetrag von 
EUR 52,00 fest. Allein die Beschwerdeführer haben gegen den Beschluss des Landgerichts 
Lübeck Beschwerde zum Oberlandesgericht Schleswig-Holstein erhoben.  
 
Die Parteien sind übereingekommen, das Spruchverfahren im Wege des gerichtlichen 
Vergleichs einvernehmlich zu beenden. 
 
Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien – unter Aufrechterhaltung ihrer jeweiligen 
Standpunkte in rechtlicher und bewertungsmäßiger Sicht auf Vorschlag und Anraten des 
Senats – im Einzelnen was folgt: 

 
§ 1  

Erhöhung der Barabfindung 
 
1. Der Beschwerdegegner erhöht die in dem Squeeze-Out Beschluss festgesetzte 

Barabfindung in Höhe von EUR 183,70 je Aktie im Nennbetrag zu EUR 52,00 (nachfolgend 
„Barabfindung“ genannt) um EUR 146,30 (nachfolgend „Erhöhungsbetrag“ genannt) auf 
EUR 330,00 je Stück Aktie im Nennbetrag von EUR 52,00 der Deutsche Eisenhandel AG. 
Der Erhöhungsbetrag ist gemäß § 327b Abs. 2 1. HS AktG gesetzlich mit jährlich 2 %-
Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz gem. § 247 BGB ab dem 16.11.2005 und mit 
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jährlich 5 %-Punkten über dem Basiszinssatz gem. § 247 BGB ab dem 01.09.2009 zu 
verzinsen.  
 

2. Neben den Beschwerdeführern sind nach diesem Vergleich diejenigen ehemaligen 
Minderheitsaktionäre der Deutscher Eisenhandel AG im Sinne eines echten Vertrags 
zugunsten Dritter gem. § 328 Abs. 1 BGB anspruchsberechtigt, die infolge des 
Wirksamwerdens des Squeeze-Out Beschlusses aus der Gesellschaft ausgeschieden sind 
und nicht eine separate Vereinbarung über die Barabfindung mit dem Beschwerdegegner 
getroffen haben und/oder ihren Antrag im Spruch- oder Beschwerdeverfahren 
zurückgenommen haben (nachfolgend „anspruchsberechtigte ehemalige Aktionäre“ 
genannt). 
 

§ 2  
Nachzahlung einer Dividende  

 
1. Der Beschwerdegegner verpflichtet sich gegenüber den anspruchsberechtigten ehemaligen 

Aktionären zur Nachzahlung einer Dividende. Die Nachzahlung der Dividende wird durch 
einen Pauschalbetrag in Höhe von EUR 23,89 je Stück Aktie im Nennbetrag von EUR 52,00 
abgegolten (nachfolgend „Dividende“ genannt). Diejenigen anspruchsberechtigten 
ehemaligen Aktionäre, die bereits eine Dividendenzahlung nach dem Squeeze-Out 
Beschluss erhalten haben, haben lediglich einen Anspruch auf die Differenz zwischen der 
Dividende und dem Betrag, den sie bereits erlangt haben (nachfolgend „Differenzbetrag 
Dividende“ genannt). Die Nachzahlung der Dividende beziehungsweise des 
Differenzbetrags Dividende erfolgt unter Einbehalt von Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer. 
 

2. Die Nachzahlung der Dividende beziehungsweise des Differenzbetrags Dividende wird nicht 
verzinst.  
 

§ 3  
Fälligkeit und Zahlungen 

 
1. Die Ansprüche nach § 1 Abs. 1 dieses Vergleichs auf Zahlung des Erhöhungsbetrags nebst 

Zinsen und nach § 2 Abs. 1 dieses Vergleichs auf Zahlung der Dividende beziehungsweise 
des Differenzbetrags Dividende sind einen Monat nach Bekanntmachung des Vergleichs 
nach § 4 dieses Vergleichs zur Zahlung fällig. 
 

2. Der Beschwerdegegner wird die Auszahlung des Erhöhungsbetrages nebst Zinsen und der 
Dividende beziehungsweise des Differenzbetrags Dividende ohne weiteren Antrag der 
jeweiligen anspruchsberechtigten ehemaligen Aktionäre veranlassen. Die Zahlung erfolgt 
durch Gutschrift auf dasjenige Bankkonto der anspruchsberechtigten ehemaligen Aktionäre, 
auf dem auch die Barabfindung nach dem Squeeze-Out Beschluss gutgeschrieben wurde 
bzw., wenn dieses nicht mehr besteht, auf dem von den anspruchsberechtigten ehemaligen 
Aktionären mitgeteilten Bankkonto. 

 
3. Anspruchsberechtigte ehemalige Aktionäre, die den Erhöhungsbetrag nebst Zinsen und die 

Dividende beziehungsweise des Differenzbetrags Dividende nicht spätestens zwei Monate 
nach der Bekanntmachung dieses Vergleichs nach § 4 erhalten haben, werden aufgefordert, 
ihren Anspruch auf Zahlung des Erhöhungsbetrages nebst Zinsen und der Zahlung der 
Dividende beziehungsweise des Differenzbetrags Dividende gegenüber dem 
Beschwerdegegner schriftlich geltend zu machen. Das Schreiben ist zu richten an die 
Prozessbevollmächtigte des Beschwerdegegners, Heuking Kühn Lüer Wojtek, Neuer Wall 
63, 20354 Hamburg unter Angabe des Aktenzeichens 20804-07. 

 
4. Der Beschwerdegegner kann vor der Auszahlung einen Nachweis verlangen, dass 

derjenige, gegenüber dem die Auszahlung erfolgen soll, zum Kreis der aufgrund dieses 
Vergleichs anspruchsberechtigten ehemaligen Aktionäre gehört.  
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§ 4  

Bekanntmachung 
 

Der Beschwerdegegner verpflichtet sich, diesen Vergleich im Volltext (mit Ausnahme von § 7) 
und Hinweise zu seiner Abwicklung (nachfolgend „Abwicklungshinweise“ genannt) im 
Bundesanzeiger, in einem börsentäglich erscheinenden Börsenpflichtblatt (nicht jedoch im 
Druckerzeugnis „Frankfurter Allgemeine Zeitung“) sowie in dem Internet-Informationsdienst für 
Nebenwerte GSC-Research  – auf seine Kosten – unverzüglich mit Wirksamkeit dieses 
Vergleichs gem. § 6 Abs. 1 dieses Vergleichs zu veröffentlichen. 

 
§ 5  

Verjährung der Ansprüche 
 

Die Ansprüche auf Zahlung des Erhöhungsbetrages und der Nachzahlung der Dividende 
beziehungsweise des Differenzbetrags Dividende verjähren 18 Monate nach dem Tag, an dem 
die Abwicklungshinweise bekannt gemacht wurden, soweit die Ansprüche nicht im Einklang mit 
§ 3 Abs. 3 dieses Vergleichs geltend gemacht wurden. In diesem Fall verjähren die Ansprüche 
zwölf Monate nach Bekanntmachung der Abwicklungshinweise. 
 

§ 6  
Wirkung des Vergleichs 

 
1. Der Vergleich wird mit seiner gerichtlichen Protokollierung oder Feststellung gem. § 11 Abs. 

4 SpruchG wirksam. Mit Wirksamwerden des Vergleichs ist das Spruchverfahren beendet. 
Dieser Vergleich gilt somit als echter Vergleich mit Wirkung zu Gunsten Dritter (§ 328 BGB) 
– nämlich zugunsten aller anspruchsberechtigten ehemaligen Aktionäre.  
 

2. Die Parteien sind sich einig, dass dieser Vergleich hilfsweise als außergerichtlicher Vergleich 
wirksam sein soll. Für diesen Fall erklären die Beschwerdeführer und der 
Beschwerdegegner das Spruchverfahren übereinstimmend für erledigt und nehmen 
vorsorglich sämtliche Verfahrensanträge zurück. Der gemeinsame Vertreter stimmt den 
Erledigungserklärungen der Beschwerdeführer und des Beschwerdegegners sowie der 
vorsorglichen Rücknahme sämtlicher Verfahrensanträge zu und verzichtet gegenüber dem 
Gericht unwiderruflich auf das Recht der Fortführung des Verfahrens. 
 

3. Mit der Erfüllung dieses Vergleichs sind sämtliche Ansprüche der aus diesem Vergleich 
berechtigten Beschwerdegegner und ehemaligen Minderheitsaktionäre der Deutscher 
Eisenhandel AG im Zusammenhang mit dem Squeeze-Out Beschluss, gleich welcher Art 
und gleich welchen Rechtsgrundes, insbesondere auf Barabfindung, mit diesem 
Spruchverfahren insgesamt abgegolten und erledigt. Dies gilt auch für etwaige Ansprüche 
auf Verzinsung.  
 

§ 7  
[……….] 

 
§ 8  

Schlussbestimmungen 
 

1. Dieser Vergleich gibt die Vereinbarungen zwischen den Parteien hinsichtlich des 
Gegenstandes des Vergleichs vollständig wieder; Nebenabreden sind nicht getroffen. 
 

2. Sollte eine Bestimmung dieses Vergleichs ganz oder teilweise unwirksam, nichtig oder 
undurchführbar sein oder werden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen 
dieses Vergleichs nicht berührt. Das Gleiche gilt, wenn und soweit sich in diesem Vergleich 
eine Lücke herausstellen sollte. Anstelle der ganz oder teilweisen unwirksamen, nichtigen 
oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene 
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Regelung gelten, die, soweit rechtlich möglich, dem am nächsten kommt oder entspricht, 
was die Parteien wirtschaftlich gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses 
Vertrages gewollt hätten, sofern sie diesen Punkt bedacht hätten. 
 

3. Soweit nicht in diesem Vergleich oder in zwingenden gesetzlichen Bestimmungen etwas 
anderes vorgesehen ist, ist keine Partei berechtigt, ohne vorherige schriftliche Zustimmung 
der anderen Partei seine Rechte aus diesem Vertrag an einen Dritten ganz oder teilweise 
abzutreten oder sonst zu übertragen. 
 

4. Dieser Vergleich unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Gerichtsstand ist – 
soweit rechtlich zulässig – Lübeck.  

 
____________________ 

 
 

Hinweise zur Abwicklung der Nachbesserung gemäß vorstehendem Vergleich 
 

Die nachzahlungsberechtigten ausgeschiedenen Minderheitsaktionäre der DEAG (nachfolgend 
auch die „Aktionäre“), die nach wie vor bei dem Kreditinstitut ein Konto unterhalten, über das 
seinerzeit die Barabfindung abgewickelt wurde, brauchen hinsichtlich der Entgegennahme der 
Nachbesserung nichts zu veranlassen. Sie erhalten eine entsprechende Benachrichtigung mit 
gleichzeitiger Geldgutschrift durch ihr jeweiliges Kreditinstitut. 
 
Diejenigen nachzahlungsberechtigten ausgeschiedenen Minderheitsaktionäre, die inzwischen 
ihre Bankverbindung gewechselt oder aus sonstigen Gründen bis zum 21. August 2017 keine 
Gutschrift der Nachzahlung erhalten haben, werden gebeten, sich schnellstmöglich an dasjenige 
Kreditinstitut zu wenden, über das seinerzeit die Zahlung der ursprünglichen Barabfindung 
abgewickelt wurde. 
 
Die Ansprüche aus diesem Vergleich erlöschen achtzehn Monate nach dem Tag, an dem die 
Abwicklungshinweise bekannt gemacht worden sind, soweit die Ansprüche nicht im Einklang mit 
§ 3, Abs. 3 des Vergleichs geltend gemacht wurden. In diesem Fall verjähren die Ansprüche 
zwölf Monate nach Bekanntmachung der Abwicklungshinweise.   
 
Als Abwicklungsstelle fungiert die 
 

Deutsche Bank AG, Frankfurt am Main. 
 
 

I. Nachzahlung auf die Barabfindung 
 
Die nachzahlungsberechtigten Aktionäre, die aufgrund der am 18. April 2005 erfolgten 
Eintragung des Übertragungsbeschlusses in das Handelsregister der DEAG beim Amtsgericht 
Lübeck ausgeschieden sind und die die ursprüngliche Barabfindung in Höhe von EUR 183,70 
entgegengenommen haben, erhalten eine Nachzahlung auf die Barabfindung in Höhe von 
EUR 146,30 je abgefundener DEAG-Aktie zuzüglich Zinsen für die Zeit seit dem 16. November 
2005 bis zum 31. August 2009 in Höhe von 2 %-Punkten und ab dem 1. September 2009 von 
5 %-Punkten jeweils über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB – hierauf, Sie erhalten 
eine entsprechende Benachrichtigung mit gleichzeitiger Geldgutschrift durch ihr jeweiliges 
Kreditinstitut. 
 
II. Nachzahlung auf die für das Geschäftsjahr 2005 geleistete Garantiedividende 
 
Diejenigen nachbesserungsberechtigten Aktionäre, die im Rahmen des Squeeze-Out gegen 
eine Barabfindung in Höhe von EUR 183,70 ausgeschieden sind, erhalten zusätzlich die 
Nachzahlung einer Dividende. Die Nachzahlung der Dividende wird durch einen Pauschalbetrag 
in Höhe von EUR 23,89 je DEAG-Aktie abgegolten. Diejenigen anspruchsberechtigten 



6 

ehemaligen Aktionäre, die bereits die Garantiedividende in Höhe von EUR 6,14 (Ex-Tag 1. 
September 2006) erhalten haben, haben lediglich Anspruch auf die Differenz zwischen dem 
Pauschalbetrag und der Dividende, die sie bereits erhalten haben, dies sind EUR 17,75 je 
DEAG Aktie. Die Nachzahlung der Dividende wird nicht verzinst.  
 
Die Nachzahlung der Dividende wird über die depotführenden Kreditinstitute ausgekehrt.  

 
III. Abfindung zum erhöhten Barabfindungspreis 
 

Die ausgeschiedenen Aktionäre der DEAG, die ihre Aktienurkunden selbst verwahren und ihre 
Urkunden noch nicht im Rahmen der Squeeze-Out-Abfindung eingereicht haben, werden 
gebeten, ihre Aktienurkunden, verbrieft in noch auf Nennbeträge in Deutscher Mark lautende 
Urkunden, (ausgestattet mit dem abgestempelten Talon)  
 

bis zum 21. August 2017  
 
bei einem depotführenden Kreditinstitut ihrer Wahl, welches effektive Urkunden annimmt, zur 
Weiterleitung an die Deutsche Bank AG einzureichen und dabei eine Bankverbindung 
anzugeben, auf die der Betrag der erhöhten Barabfindung in Höhe von EUR 330,00 zzgl. Zinsen 
überwiesen werden soll. Sobald die üblichen Abwicklungsmaßnahmen, die mit der Einreichung 
von Aktienurkunden verbunden sind, durchgeführt worden sind, wird die erhöhte Barabfindung 
Zug um Zug gegen Einreichung der effektiven Aktienurkunden auf das angegebene Konto des 
Einreichers zzgl. der Nachzahlung auf die Dividende gemäß vorstehendem Absatz II 
überwiesen.  
 

IV. Allgemeines 
 

Die Auszahlungen der Nachzahlung auf die schon erhaltene Barabfindung (einschließlich 
Abfindungszinsen), die Zahlung der erhöhten Barabfindung sowie die Dividendenzahlung sind 
für die ehemaligen außenstehenden Aktionäre provisions- und spesenfrei.  
 
Die erhöhte Barabfindung, die Nachzahlung und die Zinsen gelangen ohne Abzug von Steuern 
zur Auszahlung. Die jeweilige steuerrechtliche Behandlung richtet sich nach den individuellen 
Verhältnissen des Steuerpflichtigen. Für Privatanleger sind die Zinsen im Rahmen der 
Veranlagung zur Einkommensteuer zu erfassen und dort der Abgeltungsteuer in Höhe von 25 % 
(zuzüglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) zu unterwerfen. 
 
Die Nachzahlung der Dividende wird unter Abzug von 25% Kapitalertragsteuer und 5,5% 
Solidaritätszuschlag auf die Kapitalertragsteuer (Gesamtabzug 26,375%) und ggfs. 
Kirchensteuer von dem (inländischen) depotführenden Kreditinstitut in Abzug gebracht wird. 
 
Ein Abzug der Kapitalertragsteuer und des Solidaritätszuschlags sowie ggf. der Kirchensteuer 
unterbleibt, wenn eine inländische natürliche Person dem depotführenden Kreditinstitut eine 
Nichtveranlagungsbescheinigung eingereicht hat. Entsprechendes gilt, soweit der Aktionär 
seiner Depotbank einen Freistellungsauftrag erteilt hat und das Freistellungsvolumen nicht 
bereits durch andere Erträge aus Kapitalvermögen aufgebraucht ist. 
 
 
Lübeck, im Juni 2017 L. Possehl & Co. mbH 
 Der Vorstand 
 


